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1.2 Die vorliegenden Allgemeinen Verkaufsbedingungen (nachfolgend „AGB“ genannt) der eddylab 
GmbH (nachfolgend „Verkäufer“ genannt) gelten für alle unsere Geschäftsbeziehungen mit unseren 
Vertragspartnern nachfolgend „Auftraggeber“ genannt). Diese AGB gelten nur, wenn der 
Auftraggeber Unternehmer (§14 BGB), eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein 
öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist.   

  

1.3 Die AGB gelten insbesondere für Verträge über den Verkauf und/oder die Lieferung beweglicher 
Sachen (nachfolgend „Produkt“ genannt), ohne Rücksicht darauf, ob der Verkäufer das Produkt 
selbst herstellt oder bei Zulieferern einkauft (§§ 433, 651 BGB). 

 

1.4 Unsere AGB gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine 
Geschäftsbedingungen des Auftraggebers werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als 
der Verkäufer ihrer Geltung ausdrücklich zugestimmt hat. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in 
jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir in Kenntnis der AGB des Auftraggebers die 
Lieferung an ihn vorbehaltlos ausführen. 

 

1.5 Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Auftraggeber (einschließlich 
Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen AGB. Für 
den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein schriftlicher 
Vertrag bzw. unsere schriftliche Bestätigung maßgebend.  
 

1.6 Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die nach Vertragsschluss vom Auftraggeber uns 
gegenüber abzugeben sind (z. B. Fristsetzung, Mängelanzeigen, Erklärungen von Rücktritt oder 
Minderung) bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Textform. 

 

1.7 Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. Auch ohne 
eine derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit diese in diesen AGB 
nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden. 

 

2 Angebote 

 

2.1  Angebote gelten, soweit im Angebot nichts anderes bestimmt ist, für einen Zeitraum von 60 
Tagen. Zwischenverkauf ist vorbehalten. Ein Vertrag wird erst durch eine ausdrückliche 
Auftragsbestätigung begründet.   

 

2.2  Sofern im Angebot nicht ausdrücklich als verbindlich erklärt, gelten für alle technischen Daten, 
Werkstoffangaben usw. die branchenüblichen Näherungswerte. Benachrichtigungen im 
Abänderungsfall werden nur vorgenommen, wenn eine Beschaffenheitsgarantie betroffen ist. 

 

2.3  An sämtlichen dem Auftraggeber durch den Verkäufer zur Verfügung gestellten Unterlagen und 
Dokumenten – auch in elektronischer Form – behält sich der Verkäufer die Eigentums- und 
Urheberrechte vor. Sie dürfen Dritten ohne zuvor erfolgte schriftliche Zustimmung des Verkäufers 
nicht zugänglich gemacht werden und sind, wenn der Auftrag dem Verkäufer nicht erteilt wird, 
auf Verlangen vollständig einschließlich aller etwa gefertigter Kopien unverzüglich zurückzugeben. 



 

2.4  Die in Katalogen, Prospekten und anderen schriftlichen Unterlagen enthaltenen Angaben sind vom 
Auftraggeber vor Übernahme und Anwendung auf die Eignung für die geplante Anwendung zu 
überprüfen. Dies gilt auch für die Auswahl geeigneter Materialien. Der Auftraggeber hat sich über 
die Verwendungsmöglichkeiten des Produkts zu informieren. 

 

2.5  Eine Verpflichtung, die An- und/oder Vorgaben des Auftraggebers auf ihre Richtigkeit und/oder 
rechtliche Konformität zu prüfen besteht nicht. Für diese Angaben übernimmt ausschließlich der 
Auftraggeber die Gewähr. Dies gilt insbesondere auch für die Haftung für eine etwaige Verletzung 
gewerblicher Schutzrechte (siehe § 11). 

 

2.6  Zeichnungen, Entwürfe und Diskussionsbeiträge, die im Rahmen von im Zuge der 
Vertragsverhandlungen erbrachten Beratungsleistungen entworfen werden, sind unverbindlich. 
Ansprüche gleich welcher Art kann der Auftraggeber aus solchen Unterlagen und/oder Leistungen 
dem Verkäufer gegenüber nicht geltend machen, es sei denn er hat vorsätzlich oder grob fahrlässig 
gehandelt. 

 

2.7  Angeforderte Muster werden nach Aufwand berechnet. 

 

3 Vertragsschluss 

 

3.1  Die Bestellung des Produkts durch den Auftraggeber gilt als verbindliches Vertragsangebot. Sofern 
sich aus der Bestellung nichts anderes ergibt, ist der Verkäufer berechtigt, dieses Vertragsangebot 
innerhalb von 14 Tagen nach seinem Zugang anzunehmen.  Bei Rahmenbestellungen ist der 
Verkäufer berechtigt, das Vertragsangebot innerhalb von drei Wochen nach seinem Zugang 
anzunehmen. Bei einer Rahmenbestellung handelt es sich um einen Vertrag, in dem in einem 
definierten Zeitraum eine festgelegte Menge eines bestimmten Produkts vom Auftraggeber in 
festzulegenden Teilmengen abgerufen wird. Es werden Qualität der Ware sowie Liefer- und 
Zahlungsbedingungen fest vereinbart. 

3.2   Die Annahme wird durch schriftliche Auftragsbestätigung erklärt. 
 
3.3   Art und Umfang der vom Verkäufer zu erbringenden vertraglich geschuldeten Leistungen sind in 

der Auftragsbestätigung aufgeführt. Der Auftraggeber ist verpflichtet, diese in allen Teilen zu 
prüfen und etwaige Abweichungen unverzüglich schriftlich zu rügen. 

 
4 Lieferfrist und Lieferverzug 

 

4.1  Lieferzeiten beginnen mit der Absendung der Auftragsbestätigung, jedoch nicht vor der restlosen 
technischen und kaufmännischen Klärung und enden mit dem Versand bzw. der Meldung der 
Versandbereitschaft. Die Einhaltung der Lieferzeit setzt des Weiteren die Einhaltung der 
Verpflichtung des Auftraggebers, insbesondere etwaiger Zahlungsverpflichtungen, voraus. 

 

4.2  Änderungswünsche des Auftraggebers lassen die Lieferzeit erneut mit dem Datum der geänderten 
Auftragsbestätigung beginnen. 

 



4.3  Der Verkäufer haftet nicht für Unmöglichkeit der Lieferung oder für Lieferverzögerungen, soweit 
diese durch höhere Gewalt oder sonstige, zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht 
vorhersehbare Ereignisse (z. B. Betriebsstörungen aller Art, Schwierigkeiten in der Material- oder 
Energiebeschaffung, Transportverzögerungen, Streiks, Mangel an Arbeitskräften, Energie oder 
Rohstoffen, behördliche Maßnahmen oder die ausbleibende nicht richtige oder nicht rechtzeitige 
Belieferung durch Lieferanten) verursacht worden sind, die der Verkäufer nicht zu vertreten hat. 
Sofern solche Ereignisse dem Verkäufer die Lieferung oder die Leistung wesentlich erschweren 
oder unmöglich machen und die Behinderung nicht nur von vorübergehender Dauer ist, ist der 
Verkäufer zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Bei Hindernissen von vorübergehender Dauer 
verlängern sich die Liefer- oder Leistungsfristen oder verschieben sich die Liefer- oder 
Leistungstermine um den Zeitraum der Behinderung zuzüglich einer angemessenen Anlauffrist. 
Soweit dem Auftraggeber infolge der Verzögerung die Abnahme der Lieferung oder Leistung nicht 
zuzumuten ist, kann er durch unverzügliche schriftliche Erklärung gegenüber dem Verkäufer vom 
Vertrag zurücktreten.   

 

4.4 Der Verkäufer ist nur zu Teillieferungen berechtigt, wenn (i) die Teillieferung für den Auftraggeber 
im Rahmen des vertraglichen Bestimmungszwecks verwendbar ist, (ii) die Lieferung der restlichen 
bestellten Ware sichergestellt ist und (iii) dem Auftraggeber hierdurch kein erheblicher 
Mehraufwand oder zusätzliche Kosten entstehen (es sei denn, der Verkäufer erklärt sich zur 
Übernahme dieser Kosten bereit). 

 

5 Lieferung, Gefahrübergang, Abnahme, Annahmeverzug 

 

5.1  Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus dem 
Vertragsverhältnis Otterfing. 

 

5.2.  Die Versandart und die Verpackung unterstehen dem pflichtgemäßen Ermessen des Verkäufers. 

 

5.3  Die Gefahr geht spätestens mit der Übergabe des Liefergegenstandes an den Spediteur, 
Frachtführer oder sonst zur Ausführung der Versendung bestimmten Dritten auf den Auftraggeber 
über. Dies gilt auch dann, wenn Teillieferungen erfolgen oder der Verkäufer noch andere 
Leistungen (z. B. Versand) übernommen hat. Verzögert sich der Versand oder die Übergabe infolge 
eines Umstandes, dessen Ursache beim Auftraggeber liegt, geht die Gefahr von dem Tag an auf 
den Auftraggeber über, an dem das Produkt versandbereit ist und der Verkäufer dies dem 
Auftraggeber angezeigt hat. 

 

5.4  Lagerkosten nach Gefahrübergang trägt der Auftraggeber. Die Sendung wird vom Verkäufer nur 
auf ausdrücklichen Wunsch des Auftraggebers und auf dessen Kosten gegen Diebstahl, Bruch-, 
Transport, Feuer- und Wasserschäden oder sonstige versicherbare Risiken versichert. 

5.5  Gerät der Verkäufer mit einer Lieferung oder einer Leistung in Verzug oder wird ihm eine Lieferung 
oder eine Leistung, gleich aus welchem Grunde, unmöglich, so ist die Haftung des Verkäufers auf 
Schadensersatz nach Maßgabe des § 9 dieser AGB beschränkt. 

 
6 Preise und Zahlungsbedingungen 

 

6.1  Die Preise gelten für den in den Auftragsbestätigungen aufgeführten Leistungs- und 
Lieferungsumfang. Mehr- oder Sonderleistungen werden gesondert berechnet. Die Preise 
verstehen sich in Euro ab Werk zuzüglich Verpackung, der gesetzlichen Umsatzsteuer, bei 
Exportlieferungen Zoll sowie Gebühren und anderer öffentlicher Abgaben. 



6.2  Soweit nichts anderes vereinbart ist, ist der vereinbarte Preis innerhalb von 14 Tagen nach 
Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen Zahlungsaufforderung, bei Vorauskasse 
innerhalb von 14 Tagen nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen 
Zahlungsaufforderung ohne Abzug und steuerfrei zu zahlen. 

 
6.3  Mit Ablauf vorstehender Zahlungsfrist kommt der Käufer ohne, dass es einer gesonderten 

Fristsetzung bedarf in Verzug. Der Kaufpreis ist während des Verzugs zum jeweils geltenden 
gesetzlichen Verzugszinssatz zu verzinsen. Der Verkäufer behält sich die Geltendmachung eines 
weitergehenden Verzugsschadens vor. Gegenüber Kaufleuten bleibt unser Anspruch auf den 
kaufmännischen Fälligkeitszins (§ 353 HGB) unberührt. 

 
6.4  Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (z. B. durch Antrag auf Eröffnung eines 

Insolvenzverfahrens), dass unser Anspruch auf den Kaufpreis durch mangelnde Leistungsfähigkeit 
des Käufers gefährdet wird, so sind wir nach den gesetzlichen Vorschriften zur 
Leistungsverweigerung und gegebenenfalls nach Fristsetzung  zum Rücktritt von dem Vertrag 
berechtigt (§ 321 BGB). Bei Verträgen über die Herstellung unvertretbarer Sachen 
(Einzelanfertigungen) können wir den Rücktritt sofort erklären; die gesetzlichen Regelungen über 
die Entbehrlichkeit der Fristsetzung bleiben unberührt. 

 
6.5  Die Aufrechnung mit Gegenansprüchen des Auftraggebers oder die Zurückbehaltung von 

Zahlungen wegen solcher Ansprüche ist nur zulässig, soweit die Gegenansprüche unbestritten oder 
rechtskräftig festgestellt sind. 

 

6.6  Kosten für Sicherheitsleistungen, Letter of Credit bei Auslandsgeschäften o.ä. gehen zu Lasten des 
Auftraggebers. 

 

7 Eigentumsvorbehalt 

 

7.1 Das gelieferte Produkt (nachfolgend: „Vorbehaltsprodukt“ genannt) bleibt bis zur vollständigen 
Bezahlung aller fälligen Forderungen, die der Verkäufer aus der Geschäftsbeziehung mit dem 
Auftraggeber besitzt oder erwirbt, Eigentum des Verkäufers. Während des Bestehens des 
Eigentumsvorbehaltes darf weder eine Pfändung noch eine Sicherungsübereignung oder eine 
Abtretung der Forderung von Seiten des Auftraggebers ohne Zustimmung des Verkäufers 
vorgenommen werden. Eine Pfändung von dritter Seite oder die Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens ist dem Verkäufer unverzüglich anzuzeigen. 

 

7.2  Wird das Vorbehaltsprodukt durch den Auftraggeber zu einer neuen Sache verarbeitet, so erfolgt 
die Verarbeitung für den Verkäufer. Ein Eigentumserwerb des Auftraggebers nach § 950 BGB ist 
ausgeschlossen. Bei Verarbeitung, Vermischung oder Umbildung des Vorbehaltsproduktes mit nicht 
dem Verkäufer gehörenden Produkten erwirbt dieser Miteigentum an der neuen Sache nach dem 
Verhältnis des Rechnungswertes der von ihm gelieferten und der anderen Produkte zum Zeitpunkt 
der Verarbeitung. Der Auftraggeber verwahrt die neue Sache für den Verkäufer mit der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmanns. 

 

7.3  Die neue Sache gilt als Vorbehaltsprodukt im Sinne dieser Bedingungen. Der Auftraggeber tritt 
seine Forderungen aus einem Weiterverkauf dieser neuen Vorbehaltsprodukte schon jetzt in Höhe 
des Wertes an den Verkäufer ab, der dem Wertanteil der Vorbehaltsprodukte an der neuen Sache 
im Verhältnis des Rechnungswertes der Vorbehaltsprodukte zu den von anderer Seite 
eingebrachten Produkten entspricht. Erfolgt der Weiterverkauf zusammen mit anderen, nicht dem 
Verkäufer gehörenden Produkten zu einem Gesamtpreis, so tritt der Auftraggeber schon jetzt seine 
Forderungen aus dem Weiterverkauf in Höhe des Anteils an den Verkäufer ab, der dem Wert der 
Vorbehaltsprodukte an der gesamten Lieferung entspricht. 



 

7.4 Der Auftraggeber tritt auch die Forderungen an den Verkäufer zur Sicherung ab, die durch 
Verbindung des Vorbehaltsproduktes mit einem Grundstück gegen einen Dritten erwachsen. 

 

7.5 Der Auftraggeber ist widerruflich berechtigt, die aus einem Weiterverkauf entstehenden 
Forderungen im Rahmen des gewöhnlichen Geschäftsganges einzuziehen. Der Verkäufer hat davon 
unabhängig das Recht, die Forderungen selbst einzuziehen, wenn der Auftraggeber seine 
Verpflichtungen aus diesem Vertrag verletzt hat, insbesondere bei Zahlungsverzug. Auf Verlangen 
hat der Auftraggeber die Schuldner der abgetretenen Forderung zu benennen und diesen die 
Abtretung anzuzeigen. Die Geltendmachung des Eigentumsvorbehalts und insbesondere das 
Herausgabeverlangen ist nur dann ein Rücktritt vom Vertrag, wenn dies ausdrücklich als Rücktritt 
bezeichnet wird. 

 

7.6 Der Verkäufer verpflichtet sich, die ihm zustehenden Sicherheiten nach seiner Wahl auf Verlangen 
des Auftraggebers insoweit freizugeben, als der realisierbare Wert dieser Sicherheiten die zu 
sichernden Forderungen um mehr als 10% übersteigt. 

 

8 Mängelansprüche des Käufers 

 

8.1  Die Gewährleistungsfrist beträgt zwei Jahre ab Lieferung oder, soweit eine Abnahme erforderlich 
ist, ab der Abnahme. Diese Frist gilt nicht für Schadensersatzansprüche des Auftraggebers aus der 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder aus vorsätzlichen oder grob 
fahrlässigen Pflichtverletzungen des Verkäufers oder seiner Erfüllungsgehilfen, welche jeweils nach 
den gesetzlichen Vorschriften verjähren. 

 

8.2  Die gelieferten Produkte sind unverzüglich nach Ablieferung an den Auftraggeber oder an den von 
ihm bestimmten Dritten sorgfältig zu untersuchen. Sie gelten hinsichtlich offensichtlicher Mängel 
oder anderer Mängel, die bei einer unverzüglichen, sorgfältigen Untersuchung erkennbar gewesen 
wären, als vom Auftraggeber genehmigt, wenn dem Verkäufer nicht binnen sieben (7) Werktagen 
nach Ablieferung eine schriftliche Mängelrüge zugeht. Hinsichtlich anderer Mängel gelten die 
Produkte als vom Auftraggeber genehmigt, wenn die Mängelrüge dem Verkäufer nicht binnen 
sieben (7) Werktagen nach dem Zeitpunkt zugeht, in dem sich der Mangel zeigte; war der Mangel 
für den Auftraggeber bei normaler Verwendung bereits zu einem früheren Zeitpunkt erkennbar, 
ist jedoch dieser frühere Zeitpunkt für den Beginn der Rügefrist maßgeblich. Auf Verlangen des 
Verkäufers ist ein beanstandetes Produkt frachtfrei an den Verkäufer zurückzusenden. Bei 
berechtigter Mängelrüge vergütet der Verkäufer die Kosten des günstigsten Versandweges; dies 
gilt nicht, soweit die Kosten sich erhöhen, weil das Produkt sich an einem anderen Ort als dem 
Ort des bestimmungsgemäßen Gebrauchs befindet. 

 

8.3  Bei Sachmängeln des gelieferten Produkts ist der Verkäufer nach seiner innerhalb angemessener 
Frist zu treffender Wahl zunächst zur Nachbesserung oder Ersatzlieferung verpflichtet und 
berechtigt. Im Falle des Fehlschlagens, d. h. der Unmöglichkeit, Unzumutbarkeit, Verweigerung 
oder unangemessenen Verzögerung der Nachbesserung oder Ersatzlieferung, kann der 
Auftraggeber vom Vertrag zurücktreten oder den Kaufpreis angemessenen mindern. 

 

8.4  Für Mängel, die vor dem Einbau oder der Verarbeitung vom Auftraggeber mit zumutbarem 
Aufwand hätten festgestellt werden können, entfallen sämtliche Ansprüche aus 
Sachmängelhaftung, sobald das Produkt verarbeitet ist oder eingebaut ist. 



 

8.5  Eine Gewähr für eine bestimmte Lebensdauer der Produkte, insbesondere unter erschwerten und 
vorher nicht bekannten Betriebsbedingungen, wird vom Verkäufer nicht übernommen. Ansprüche 
bei vorzeitiger Zerstörung sind ausgeschlossen. 

 

8.6  Für Produkte, die nach Zeichnungen oder Spezifikationen des Auftraggebers gefertigt worden sind, 
übernimmt der Verkäufer nur eine Sachmängelhaftung auf spezifikationsgerechte Ausführung. Die 
zwingende Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz sowie für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
bleibt unberührt. 

 

8.7  Die Sachmängelhaftung bezieht sich nicht auf natürliche Abnutzung, auf Schäden, die nach dem 
Gefahrübergang in Folge fehlerhafter oder nachlässiger Behandlung, oder durch nicht 
spezifikations- oder vertragsgerechten Einsatz entstanden sind. 

 

8.8  Die Haftung für Sachmängel, die den Wert oder die Gebrauchstauglichkeit nicht oder nur 
unwesentlich beeinträchtigen, ist ebenfalls ausgeschlossen. 

 

9 Sonstige Haftung 

 

9.1  Die Haftung des Verkäufers auf Schadensersatz, gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere 
aus Unmöglichkeit, Verzug, mangelhafter oder falscher Lieferung, Vertragsverletzung, Verletzung 
von Pflichten bei Vertragsverhandlungen und unerlaubter Handlung ist, soweit es dabei jeweils 
auf ein Verschulden ankommt, nach Maßgabe dieses  
§ 9 beschränkt. 

 

9.2  Der Verkäufer haftet nicht im Falle einfacher Fahrlässigkeit seiner Organe, gesetzlichen Vertreter, 
Angestellten oder sonstigen Erfüllungsgehilfen, soweit es sich nicht um eine Verletzung 
vertragswesentlicher Pflichten handelt. Vertragswesentlich sind die Verpflichtungen zur 
rechtzeitigen Lieferung des Produkts, dessen Freiheit von Rechtsmängeln sowie solchen 
Sachmängeln, die seine Funktionsfähigkeit oder Gebrauchsfähigkeit mehr als nur unerheblich 
beeinträchtigen, sowie Beratungs-, Schutz- und Obhutsverletzungen, die dem Auftraggeber die 
vertragsgemäße Verwendung des Produkts ermöglichen sollen oder den Schutz von Leib oder 
Leben von Personal des Auftraggebers oder den Schutz von dessen Eigentum vor erheblichen 
Schäden bezwecken. 

 

9.3  Soweit der Verkäufer gemäß § 9.2 dem Grunde nach auf Schadensersatz haftet, ist diese Haftung 
auf Schäden begrenzt, die der Verkäufer bei Vertragsschluss als mögliche Folge einer 
Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder die er bei Anwendung der verkehrsüblichen Sorgfalt 
hätte voraussehen müssen. Mittelbare Schäden und Folgeschäden, die Folge von Mängeln des 
Produkts sind, sind außerdem nur ersatzfähig, soweit solche Schäden bei bestimmungsgemäßer 
Verwendung des Produkts typischerweise zu erwarten sind. 

 

9.4  Im Falle einer Haftung für einfache Fahrlässigkeit ist die Ersatzpflicht des Verkäufers auf 
Sachschäden und daraus resultierende weitere Vermögensschäden auf einen Betrag von EUR 
1.000.000 je Schadensfall (entsprechend der derzeitigen Deckungssumme seiner Produkthaft-
pflichtversicherung oder Haftpflichtversicherung) beschränkt, auch wenn es sich um eine 
Verletzung vertragswesentlicher Pflichten handelt. 



 

9.5  Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und -beschränkungen gelten in gleichem Umfang 
zugunsten der Organe, gesetzlichen Vertreter, Angestellten und sonstigen Erfüllungsgehilfen des 
Verkäufers. 

 

9.6  Soweit der Verkäufer technische Auskünfte gibt oder beratend tätig wird und diese Auskünfte oder 
diese Beratung nicht zu dem von ihm geschuldeten, vertraglich vereinbarten Leistungsumfang 
gehören, geschieht dies unentgeltlich und unter Ausschluss jeglicher Haftung. Beratungen des 
Verkäufers sind nur dann verbindlich, wenn der Lieferant sie dem Auftraggeber schriftlich bestätigt 
hat. Eine Haftung des Lieferanten für die Verwendungsfähigkeit des Liefergegenstandes und den 
wirtschaftlichen Erfolg beim Auftraggeber wird nicht übernommen. 

 

9.7  Die Einschränkungen dieses § 9 gelten nicht für die Haftung des Verkäufers wegen vorsätzlichen 
Verhaltens, für garantierte Beschaffenheitsmerkmale, wegen Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit oder nach dem Produkthaftungsgesetz. 

 

9.8  Stellt der Auftraggeber seinerseits Material zur Produktion von ihm bestellter Produkte bei, so ist 
dieses beim Verkäufer nur gegen Diebstahl versichert. Eine Haftung für das Abhandenkommen 
oder die Verschlechterung dieses Material besteht nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit des 
Verkäufers. 

 

9.9  Muss das beim Verkäufer gekaufte Produkt repariert werden, so besteht kein 
Schadenersatzanspruch des Auftraggebers wegen Produktionsausfall während der Zeit, in der der 
Verkäufer die Sache repariert. Hierzu wird auch die Zeit gezählt, mit der für den Transport zwischen 
Auftraggeber und Verkäufer zu rechnen ist, sowie die gewöhnliche Dauer für Lieferung von 
Ersatzteilen an den Verkäufer. 

 

10 Schutzrechtsverletzung 

 

 Der Auftraggeber gewährleistet, dass mit der Ausführung des Vertrags keinerlei 
Schutzrechtsverletzungen durch beigestellte Produkte, durch Zeichnungen oder Muster des 
Auftraggebers oder Dritter verbunden sind, führt etwaige Abwehrprozesse auf eigene Kosten und 
ersetzt dem Auftraggeber damit verbundene Aufwendungen. 

 

11 Rechtswahl und Gerichtsstand 

 

11.1 Ist der Auftraggeber Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen oder hat er in der Bundesrepublik Deutschland keinen allgemeinen 
Gerichtsstand, so ist Gerichtsstand für alle etwaigen Streitigkeiten aus der Geschäftsbeziehung 
zwischen dem Verkäufer und dem Auftraggeber nach Wahl des Verkäufers München (Landgericht 
München II) oder der Sitz des Auftraggebers. Für Klagen gegen den Verkäufer ist in diesen Fällen 
jedoch München (Landgericht München II) ausschließlicher Gerichtsstand. Zwingende gesetzliche 
Bestimmungen über ausschließliche Gerichtsstände bleiben von dieser Regelung unberührt. 

 



11.2  Die Beziehungen zwischen dem Verkäufer und dem Auftraggeber unterliegen ausschließlich dem 
Recht der Bundesrepublik Deutschland. Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über 
Verträge über den internationalen Warenverkauf vom 11. April 1980 (CISG) gilt nicht. 

 

12 Schlussbestimmungen 

 

12.1 Soweit der Vertrag oder die AGB Regelungslücken enthalten, gelten zur Ausführung dieser Lücken 
diejenigen rechtlich wirksamen Regelungen als vereinbart, welche die Vertragsparteien nach den 
wirtschaftlichen Zielsetzungen des Vertrags und dem Zweck dieser AGB vereinbart hätten, wenn 
sie die Regelungslücke gekannt hätten. 

 

12.2 Der Auftraggeber nimmt davon Kenntnis, dass der Verkäufer Daten aus dem Vertragsverhältnis 
nach § 28 Bundesdatenschutzgesetz zum Zwecke der Datenverarbeitung speichert und sich das 
Recht vorbehält, die Daten, soweit für die Vertragserfüllung erforderlich, Dritten (z. B. 
Versicherungen) zu übermitteln. 

 

 

Otterfing, 22.06.18 

 

Stand: Juni 2018 


	Allgemeine Verkaufsbedingungen  der eddylab GmbH
	eddylab GmbH
	Ludwig-Ganghofer-Str. 40, 83624 Otterfing
	Fon: +49 8024 46772 -0   Fax: +49 8024 46772 - 100
	E-Mail: info@eddylab.de

